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Peter Siller: Die Aktualität der Parteien Wie sich die Parteien verändern müssen – gerade, weil wir sie dringend brauchen



Policy Paper No. 13



Peter Siller: Die Aktualität der Parteien Wie sich die Parteien verändern müssen – gerade, weil wir sie dringend brauchen. Impuls für eine überfällige Debatte Im Rahmen des Projekts »Gut vertreten? Update für Demokratie« Veranstaltungen und Dokumentationen unter gutvertreten.boell.de



Zum Beitrag Als Institution unserer Demokratie stehen die Parteien zunehmend unter Druck. Doch eine öffentliche Auseinandersetzung um deren Wiederaneignung findet nicht statt. Stattdessen wachsen Parteienressentiments bis tief in die Mitte der Gesellschaft und behindern eine längst überfällige Debatte über die zukünftige Gestalt der Parteien. In seinem Beitrag geht Peter Siller den Ursachen der Parteienverdrossenheit auf den Grund, legt die besondere demokratische Bedeutung der Parteien dar, und zeichnet Wege für ihre Erneuerung – denn wir werden sie dringend brauchen.



Zur Person Peter Siller ist Leiter der Inlandsabteilung der Heinrich-BöllStiftung. Er studierte Rechtswissenschaften und Philosophie, war Referent im Ministerbüro und Mitglied im Planungsstab des Auswärtigen Amtes sowie Scientific Manager des Exzellenzclusters »Formation of Normative Orders« an der Goethe-Universität Frankfurt am Main. Siller ist leitender Redakteur von polar, Zeitschrift für politische Philosophie und Kultur, und hat zahlreiche Publikationen zu politischer Theorie und Praxis veröffentlicht.



Die Aktualität der Parteien



Entgegen dem Verdruss und den Abgesängen: In Zeiten von Exekutivmacht, Lobby ismus und zerfaserter Öffentlichkeit ist die Idee der Partei für unsere Demokratie aktueller denn je. Wir sollten sie als diejenigen Institutionen wiederentdecken, durch die unterschiedliche Vorstellungen des Allgemeinen an der Schnittstelle zur Gesetzgebung repräsentiert werden. Wer sonst sollte jene Interessen ins Spiel der Gesetz gebung bringen, die über keine hörbare Stimme verfügen? Wer sonst sollte jene grundlegenden politisch-weltanschaulichen Alternativen formulieren, die aus der Demokratie überhaupt erst einen Raum der Möglichkeiten machen, anstatt sie in einer Rhetorik des Sachzwangs verkümmern zu lassen? Es ist überfällig, der aktuellen Renaissance des Parteienressentiments zu begegnen, die gerade in Deutschland eine lange, unselige Geschichte hat. Gleichzeitig gilt es, die Parteien an ihre spezifische Aufgabe zwischen Gesellschaft und Legislative zu erinnern, an der sie sich messen lassen müssen. Gerade weil sie für unsere Demokratie eine so wichtige repräsentative Funktion besitzen, müssen sie sich – auf je unterschiedliche Weise – erneuern. Eine Debatte über die zukünftige Gestalt der Parteien, und damit unserer gesamten Demokratie, ist überfällig. Auf der Reise der Erneuerung sollten wir sie nicht alleine lassen, sondern sie durch Einmischung in Debatte und Praxis begleiten. Die Frage nach der Zukunft der Parteien ist keine Privatsache – sie geht alle an.
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I. Einleitung: Einmischung statt Abwendung Die Parteien stehen mit der gesellschaftlichen Entwicklung der letzten Jahrzehnte als Institution unserer Demokratie in mehrfacher Hinsicht unter Druck: Sie tun sich ausgesprochen schwer, ein Spektrum unterschiedlicher politisch-programmatischer Orientierungen zu eröffnen und damit erst einen Raum der demokratischen Entscheidung zu schaffen. Damit einher geht oftmals der Verlust streitbarer Diskurse in und zwischen den Parteien – als Impulsgeber gesellschaftlicher Diskurse wie als Grundlage argumentativer Aushandlungsprozesse. Schließlich sinkt die repräsenta tive Kraft der Parteien, die Überzeugungen und Interessen aus den verschiedenen Schichten und Milieus gleichermaßen aufzunehmen und in Orientierungsvorschlägen zu bündeln. Diese Probleme der mangelhaften Unterscheidbarkeit, Diskursivität und Repräsen tativität haben hausgemachte Gründe; sie resultieren aber noch mehr aus tief greifenden gesellschaftlichen Veränderungen: dem Kompetenzverlust der nationalen Demokratien im Zuge der Europäisierung und Globalisierung; dem Ideenverlust einer (vermeintlich) postideologischen/postmodernen Konstellation; dem Verständnis von Politik als lebenslanger Beruf; dem Rückzug ins Private als Reaktion auf eine veränderte Arbeitswelt; einer extrem beschleunigten Mediengesellschaft, nicht zuletzt im Zuge der Digitalisierung; sowie einer sozialen Spaltung, die sich auch in einer demokratischen Kluft widerspiegelt. Jede Reform der Parteien muss diesem Wandel Rechnung tragen, ohne sich ihm blind anzupassen. Parteien müssen vielmehr auf die veränderten Voraussetzungen der eigenen Existenz in einer Weise reagieren, die ihrer legitimatorischen Grundlage Rechnung trägt, Institution der demokratischen Willensbildung und Repräsentation an der Schnittstelle zur Legislative zu sein. Gefragt sind deshalb Vorschläge und Debatten, wie die Parteien ihre Schlüsselrolle für unsere Demokratie zwischen gesellschaftlicher Orientierung und legislativer Programmierung wieder besser erfüllen können. Wie kann eine Revitalisierung unserer Parteiendemokratie gelingen? Oder in anderen Worten: Wie kann es uns gelingen, unsere demokratische Selbstgesetzgebung jenseits von klientelistischem Klein-Klein und abgekoppelter Exekutivmacht wieder zu einem diskursiven und inklusiven Projekt zu machen? Diese Fragen gehen uns alle an – nicht nur diejenigen, die in Parteien aktiv sind oder damit ihr Einkommen bestreiten. Denn es geht um die Zukunft einer entscheidenden Institution unserer Demokratie.
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Vor dem Hintergrund dieser Diagnose ist es umso besorgniserregender, dass eine öffentliche Auseinandersetzung um die Zukunft unserer Parteien, ihre Aufgaben und die Strukturen ihrer Aufgabenerfüllung nicht stattfindet. Im Gegenteil: Statt einer zugewandten Kritik, in der Absicht es besser zu machen, erblüht ein Parteienressentiment bis tief in die Mitte der Gesellschaft, auch der intellektuellen Mitte. Statt kritischer Intervention erleben wir behäbige Verachtung, populistischen Rückzug, teils aggressive Abwendung – und den Applaus, den man dafür nicht nur an Stamm-, sondern eben auch an Bistrotischen bekommt. Denjenigen, die diese aggressive Parteienverdrossenheit für ein neues Phänomen in Reaktion auf die aktuellen Entwicklungen halten, sei gesagt: Die Verachtung gegenüber Parteien und ihrem »schmutzigen Geschäft« hat gerade in der Bundesrepublik eine inzwischen jahrhundertealte, antidemokratische Tradition. Sie ist im Grunde so alt wie der Gedanke von Parteien als Akteure unserer Demokratie. Dahinter steht zum einen die autoritäre Sehnsucht nach einer neutralen, objektiven Instanz, welche die Dinge ohne demokratischen Streit und eine Beteiligungserwartung der Bürger innen und Bürger regelt. Dahinter steht zum anderen ein Populismus der politischen Unmittelbarkeit in Entgegensetzung zu Institutionen der demokratischen Repräsentation, die eine nicht-autoritäre Praxis der Demokratie in Raum und Zeit überhaupt erst ermöglichen. Parteien- und Politikerverdruss ist wieder zum Topos der maulenden Mehrheit wie auch vieler sich fortschrittlich gebender Kritiker/innen avanciert. Hinter ihm sammelt sich in neuer Form das Ressentiment gegen die Problemlösungskompetenz demokratisch-repräsentativer Entscheidungsprozesse ebenso wie eine Reserve gegen ein Verfahren, in der Einzelmeinungen und Einzelinteressen nicht unmittelbar Geltung erlangen. Heute sehen profilierte Fernseh-Intellektuelle ihre Aufgabe darin, die Bürgerinnen und Bürger für die Option des Nichtwählens zu sensibilisieren. In einer Umfrage der Zeit gab es vor den letzten Bundestagswahlen unter 48 namhaften Kunstschaffenden und Intellektuellen eine absolute Mehrheit von 58,3 Prozent, die nicht bereit ist, eine bestimmte Wahlpräferenz zu artikulieren oder gar zu argumentieren. Harald Welzer leitet seine postdemokratische Frustration mit der Frage ein: »Warum ich nicht mehr wählen gehe?«. Für Richard David Precht ist »die Wahl zwischen Wählen und Nichtwählen nicht wirklich wichtig«. Nach Peter Sloterdijk ist unter den etablierten Parteien »im Augenblick schlechthin keine wählbar«. Und für Ernst-Wilhelm Händler bedeutet die Stimme für eine Partei, »nicht nur einen Charakterfehler in Kauf zu nehmen, sondern sich bewusst für ihn zu entscheiden«.



5



Die Aktualität der Parteien



Eine in diesem Zusammenhang beliebte Diagnose unserer Zeit lautet, wir lebten in einer »Postdemokratie« (Colin Crouch). Doch so sehr unsere Demokratie an verschiedenen Stellen gefährdet ist, so sehr sollten wir uns klar machen, dass eine Revitalisierung nur gelingen kann, wenn wir uns unserer bestehenden Demokratie und ihren Institutionen kritisch zuwenden. Das fatalistische Bild, wir lebten längst »nach der Demokratie«, mag für intellektuelle Drastik (und entsprechenden Applaus) sorgen, erleichtert aber am Ende nur den Parteiverdrossenen die Abwendung, wo kritische Zuwendung gefragt wäre. Und selbst Colin Crouch baut letztendlich auf eine – von ihm allerdings kaum analytisch, sondern nur emphatisch hergeleitete – Gestaltungsfähigkeit der Parteien als Mittlerinnen zwischen gesellschaftlichen Belangen und legislativen Verfahren. Dieser Parteien- und Politikerverdruss wird befördert durch einen Medienbetrieb, der auf den Zuspruch durch opportunistische Zuspitzung baut, befeuert durch den Shitstorm einer anonymisierten Netzgemeinde. Seine Bestätigung findet er in einer zerknirschten Selbstgeißelung der Kritisierten, die meist konsequenzlos bleibt. Und wenn Konsequenzen vorgeschlagen werden, wie etwa die Ausdehnung des Wahltages auf eine Woche oder die Ausdehnung der Wahllokale auf Einkaufszentren, so sind es lediglich Schnellschüsse ohne Analyse und Strategie. Die Rede vom Politik- und Parteienverdruss insinuiert, dass es sich vorrangig um ein kommunikatives Problem handele, es folglich nur einer anderen Ansprache der Wählerschaft sowie der Parteimitglieder bedürfe. Tatsächlich ist Abhilfe aber nur über eine Selbstvergewisserung der demokratischen Aufgabe von Parteien möglich, verbunden mit einer Auseinandersetzung über die tieferen Ursachen der Parteientransformation. Die Malaise der Parteien hat nicht nur endogene Gründe, sondern fußt in einem tiefgreifenden gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen Wandel – und dem Unwillen der gesellschaftlichen Akteure, sich diesem Wandel gestaltend zu stellen. Die Heinrich-Böll-Stiftung hat im Rahmen des Verbundprojektes »Gut vertreten? – Update für Demokratie« eine solche Bestandsaufnahme in der Säule »Zukunft der Parteiendemokratie« vorgenommen. (Siehe u.a. Hanno Burmester, Philipp Sälhoff, Marie Wachinger, »Die Partei 2025: Impulse für zukunftsfähige politische Parteien«. Berlin 2015; Richard Stöss, »Ursprung und Wendemarken der Parteientwicklung Thesen zur Zukunft der Parteiendemokratie«, HBS Policy Paper Nr. 5, 11.11.2014; Elmar Wiesendahl, »Repräsentative Demokratie und Parteien«, HBS Policy Paper Nr. 11, 10.10.2014). Auf der Grundlage dieser Bestandaufnahme geht es nun darum, erste Schlussfolgerungen zu ziehen, und zu Analyse und Vorschlägen in ein öffent liches Gespräch zu kommen. 6
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II. Bestandsaufnahme: Legitimationsverluste der Parteien 1. Repräsentationsverluste – Orientierungsverluste – Diskursverluste Im letzten Vierteljahrhundert lässt sich ein erkennbarer Repräsentationsverlust der Parteien verzeichnen. Die Symptome sind eine kontinuierlich schwindende Wahl beteiligung, abnehmende Mitgliederzahlen, eine soziale Selektivität der Teilnahme an politischen Willensbildungsprozessen sowie ein Vertrauens- und Ansehensverlust der Parteien und, Politiker/innen in der Öffentlichkeit. Die Bindung der Parteien an »sozialmoralische Milieus« (M. Rainer Lepsius) schwindet, die Bedeutung von Wahlnormen und -orientierung vermittelnden Großorganisationen (wie Gewerkschaften, Kirchen oder Verbände) nimmt ab und die individuellen Neigungen bestimmen zunehmend das Wahlverhalten. Hinzu kommt eine Abnahme an konkurrierenden Orientierungsvorschlägen: Der Parteienwettbewerb kreist um Personen, Koalitionen und Einzelfragen, wobei die Differenzen zwischen den Parteien schwinden. Auch die mediale Aufmerksamkeit für Positionen hat zugunsten von Personen und Machtkonstellationen deutlich abgenommen. »Position Issues« (z. B. pro/contra Mindestlohn), also Sachfragen, die zur politischen Polarisierung beitragen können, bilden eher die Ausnahme. Die Konkurrenz der Parteien erstreckt sich primär auf »Valence Issues« (z. B. Höhe des Mindestlohnes). Und die Debatten darüber, wie ein bestimmtes Ziel erreicht, wie eine bestimmte Maßnahme dimensioniert werden soll, erschließt sich im Detail zumeist nur wenigen Expert/innen, oft nicht einmal allen Parlamentsabgeordneten. Dies steht in Zusammenhang mit einem Sog hin zur Exekutive. Hinzu kommt eine starke Scheu vor politischen Diskursen, vor Auseinandersetzung und Streitbarkeit. Politik wird zunehmend und von vornherein als Moderation wahrgenommen, nicht als Auseinandersetzung um Orientierung und Konzepte. Die Mitte ist immer schon da. Der Kompromiss steht schon am Anfang und nicht am Ende der politischen Auseinandersetzung. Dahinter liegt innerparteilich die Angst, in eine Minderheitenposition zu geraten und dafür abgestraft zu werden. Gesellschaftlich ist es die Angst, dass jede Form von inhaltlicher Auffälligkeit nur mediale Angriffspunkte für die Konkurrenz eröffnet und bestimmte Wählergruppen vergrault.
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2. Die soziale Selektivität der Repräsentanz Der blockierte Zugang und die Abwendung von den Parteien mit Blick auf bestimmte soziale Gruppen führen zu einer Verschärfung der sozialen Selektivität politischer Repräsentanz. Die soziale Zusammensetzung der Parteien entspricht nicht mehr derjenigen der Bevölkerung. (Unbenommen der Tatsache, dass direkte Beteiligungsformen diese Selektivität in der Regel noch weiter erhöhen). Bestimmte Sozial milieus, Einkommens- und Berufsgruppen sind deutlich überrepräsentiert. Zudem hat der soziale Wandel der vergangenen Jahrzehnte zu einer Abkoppelung der Parteien von den sie früher tragenden Gesellschaftsgruppen geführt. Zugleich gelang es den Parteien nicht, dauerhaft feste Bindungen zu neu entstehenden gesellschaftlichen Formationen zu knüpfen. Dies gilt für eine Reihe von Beschäftigtengruppen. Prägnant ist diese Entwicklung für jenen »unteren« Teil der Gesellschaft, der dauerhaft vom Arbeitsmarkt exkludiert ist, in ständiger Bedrohung steht, herauszufallen, oder armutsgefährdet ist. Die fehlende politische Repräsentanz komplettiert ihre wirtschaftliche und soziale Exklusion. Die drei Faktoren prekärer Existenz bilden ein sich selbst verstärkendes Syndrom. Die Parteien stehen zudem vor der Schwierigkeit, dass eine Strategie der sozialen Öffnung schnell mit den tragenden Milieus der Wählerschaft sowie den Funktionär/innen kollidieren könnte.



3. Repräsentation braucht Zeit Die wachsende Selektivität der Vertretung durch Parteien ist nicht verständlich, ohne sich den Zusammenhang von demokratischer Repräsentation und Zeit vor Augen zu führen. Demokratie ist nur möglich, wenn dafür Zeit zur Verfügung steht. Trotz des wichtigen Streits für eine gerechtere Zeitpolitik in Erwerbsarbeit und Lebenslagen: Zeit ist limitiert, Bürgerinnen und Bürger werden immer über unterschiedliche Zeitkontingente verfügen, und sie werden diese auch sehr unterschiedlich nutzen. Knappe Zeit ist ein Grund für die demokratische Notwendigkeit starker und gerechter Repräsentation. Knappe Zeit macht es notwendig, gerecht zu delegieren, damit die notwendige intensive Auseinandersetzung zu den vielen wichtigen Fragen der Politik überhaupt stattfinden kann. Knappe Zeit macht es notwendig, auch jene gerecht zu repräsentieren, die nicht als »Vollzeitbürger« den ganzen Tag im politischen Raum ihre Auffassungen und Interessen vertreten können. Eine Demokratie, welche die Auffassungen und Interessen bestimmter Gruppen ausschließt, etwa durch ein
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mangelndes Bewusstsein für die demokratische Bedeutung von Repräsentation oder durch schlechte Repräsentationsmechanismen, kann nicht gerecht sein. Doch auch das demokratische Verfahren der Repräsentation braucht ein ausreichendes Maß an Zeit. Sich vertreten lassen, ist anspruchsvoll und anstrengend. Dele gation erfordert Befassung. Meinungsbildung erfordert Auseinandersetzung. Wählen ist weit mehr, als in der Wahlkabine ein Kreuz zu machen. Und auch Repräsentation ist nur dann ein Vorteil, wenn sie sich in der öffentlichen Aufmerksamkeit eines deliberativen Raums vollzieht, der für niemanden verschlossen bleibt. Zeitunglesen braucht Zeit, in der Eckkneipe mitreden braucht Zeit usw.



4. Die Schwäche der Vierten Gewalt Die Legitimationsverluste der Parteien gehen mit einem Umbruch der Medienlandschaft einher. Zugleich haben sich mit ihm neue, direktere Wege der Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern als auch innerhalb der Parteien aufgetan. Die Entwicklung ist ambivalent. Die Zeiten sind vorbei, in denen sich die Medienlandschaft entlang der parteipolitischen Orientierung gliedern ließ. Ein Trend zur Boulevardisierung, sowohl im Bereich der elektronischen als auch der Printmedien, hat den Charakter der vierten Gewalt verändert. Der Umfang an Nachrichten ist ins Unermessliche gestiegen, ihre Frequenz hat sich rasant beschleunigt. Auf dem schrumpfenden Markt der Zeitungen hat ein härter werdender Wettbewerb zu einem Verschwimmen der Formate und einem Mainstreaming der Inhalte geführt. Manche Kritiker/innen sehen darin bereits das Zeitalter einer »Mediendemokratie« anbrechen, deren Hegemonie sich die Parteien notgedrungen fügen müssen, wollen sie keinen Akzeptanzverlust erleiden. Mit dem Aufkommen des Internets hat sich nicht nur die Kommunikation in der Gesellschaft revolutioniert, sondern auch die politische Willensbildung. Die gewachsene Distanz der Parteien und Politiker/innen zu den Bürgerinnen und Bürgern geht auf paradoxe Weise mit ihrer verstärkten Einbettung in soziale Medien einher. Wo früher eine Pressemitteilung am Tag versandt wurde, werden die Follower heute im Minutentakt auf dem Laufenden gehalten, wird »geliked« und »geshared«. Online-Kommunikation ist längst mehr als eine Untergruppe der Presseabteilung: Sie zu beherrschen, gehört zu den Fähigkeiten eines Politikers wie das Reden. Die Potenziale, welche sich den Parteien für Kampagnen und Wahlkämpfe, aber vor allem auch für die interne Kommunikation und Mitgliedereinbindung durch das
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Internet ergeben, sind bei Weitem noch nicht ausgeschöpft. Gleichzeitig ist angesichts der Fülle der Foren, Blogs und sonstigen Informationsquellen nicht mehr die Nachrichtenbeschaffung das Problem, sondern ihre Selektion. Politik wird so zum Produzenten der Dauerberieselung in medialen Häppchen, unter der sie leidet. Die sozialen Überprüfungsmuster denen die Teilnehmenden der klassischen Öffentlichkeit unterlagen, sind weggefallen. Aussagen sind entpersonalisiert – und damit eines wesentlichen Informationsgehalts beraubt. Das schlechte Resultat dieser Veränderung ist der Shitstorm. Doch auch der »zwanglose Zwang des besseren Arguments« (Habermas) ist ohne Personen, die dafür einstehen, und deren Engagement nicht denkbar. Politische und damit auch innerparteiliche Willensbildung braucht Repräsentanten. Positionen sind an Personen gebunden. Die politischen Verwerfungen, die durch die Anonymität des Netzes hervorgerufen werden, lassen sich exemplarisch am Niedergang der Partei »Die Piraten« studieren. Hinzu kommt die weitere Gefährdung des Zusammenhangs von Öffentlichkeit und Demokratie durch eine Zersplitterung in isolierte digitale Parallelgesellschaften. Eine der größten Herausforderungen lautet: Wie kann es gelingen, auch im digitalen Raum (Teil-)Öffentlichkeiten herzustellen, in denen sich demokratischer Austausch und demokratische Auseinandersetzung in und zwischen den Parteien ereignet?



5. Erhöhter Steuerungsbedarf bei sinkender Steuerungsfähigkeit Dem höheren Steuerungsbedarf in komplexen, modernen Gesellschaften steht deren abnehmende Steuerungsfähigkeit entgegen. Der Verlust an Steuerungsfähigkeit begründet sich in einer globalisierungsgetriebenen Vermarktlichung ehemals politischer Handlungsfelder. Diese Dynamik reduzierte (vermeintlich) den Legitimationsbedarf staatlichen Handelns, gab aber zugleich Steuerungsfähigkeit ab. Ende der 1990er-Jahre gewannen zudem Versuche an Bedeutung, der Steuerungskrise des Staates durch die Einsetzung von Kommissionen und Expertenräten zu begegnen, deren Ergebnisse eine »rationale« Lösung der zu entscheidenden politischen Probleme garantieren sollte. Diese Räte traten nicht an die Stelle der Parlamente, wirkten aber aufgrund der vermeintlich höheren Rationalität ihrer Entscheidungen stark auf diese zurück. Hier liegt ein weiterer Grund des Vertrauensverlustes in die Steuerungsfähigkeit von Parlamenten und Parteien.
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6. Legitimationsdefizite europäischer Repräsentation Das Problem der abnehmenden Steuerungsfähigkeit verschärft sich, seit repräsen tative Politik sich nicht mehr auf den nationalstaatlichen Container begrenzt, sondern sich auf ein Mehrebenen-Spielfeld ausgeweitet hat. Globalisierung und Europäisierung sind die notwendigen Antworten auf eine sich entgrenzende Ökonomie, vor allem Finanzökonomie, und einen durch Klimawandel, Nahrungsbedarf und Migration hervorgerufenen, wachsenden supranationalen Regelungsbedarf. Wurden angesichts dieser Aufgaben anfänglich die demokratischen Unzulänglichkeiten supranationaler Governance auf globaler, aber auch auf europäischer Ebene als temporäre Erscheinung billigend in Kauf genommen, so ist mittlerweile Ernüchterung eingekehrt. Ihre Verfahren sind komplex und lassen eine gemeinsame europäische Willensbildung oftmals nicht erkennen. Zu den nachhaltigsten Veränderungen der europäischen Parteienlandschaft der jüngeren Zeit zählt das Aufkommen und Erstarken nationalistischer und regionalistischer Parteien, die mittlerweile in fast allen EU-Ländern auf eine erkleckliche Wählerzahl verweisen können, die in den kommenden Jahren wahrscheinlich noch anwachsen dürfte. Der Konsens, der über Jahrzehnte die europäische Einigung getragen hat, ist aufgebrochen. Spätestens mit der Finanz- und Staatsschuldenkrise ist eine Renationalisierung der Willensbildung zu beobachten, die mit der Ausein andersetzung um die Migrationspolitik eklatant verschärft wurde. In der Konsequenz droht eine Renationalisierung der Entscheidungsstrukturen. Ein europäischer Demos hat sich bislang kaum herausgebildet, auch wenn es entlang der Krisen diskurse – Finanzkrise, Flüchtlingskrise – immerhin eine deutlich erhöhte Aufmerksamkeit für die Politiken anderer europäischer Länder gibt. Auch die Parteien haben sich bislang kaum zu solchen Europas wandeln können. Die europäischen »Parteifamilien« bestechen eher durch ihre Divergenzen als durch ihre Kohäsion. Die politische Willensbildung findet nach wie vor hauptsächlich im nationalen Container statt. Die tatsächliche Herausbildung europäischer, supranationaler Parteien bleibt eine der dringlichsten Aufgaben der europäischen Demokratie. Mangels einer ausge prägten geteilten Öffentlichkeit in Europa kommt es bis auf Weiteres darauf an, die ausgeprägten nationalen Öffentlichkeiten und ihre demokratischen Institutionen als Resonanzräume einer gemeinsamen europäischen Demokratie zu begreifen. Ebenso kommt es einstweilen darauf an, die nationalen Parteien als entscheidende Resonanzräume einer europäischen Willensbildung und Repräsentation zu nutzen. 11
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7. Zukunftsverantwortung als demokratische Herausforderung Moderne Demokratien beruhen am Ende auf einer Mehrheitsentscheidung realer und politisch freier Bürgerinnen und Bürger. Betroffene und Entscheidende, Gesetzes unterworfene und Gesetzgebende waren dabei bislang grundsätzlich identisch, wenn auch vermittelt über entsprechende Vertretungen. Mit dem politischen Leitbild der »Generationengerechtigkeit« oder »Zukunftsverantwortung« radikalisiert sich nun jedoch das Problem der Reichweite demokratischer Interessenaggregation auf der Zeitachse, das bereits in der Globalisierungsdebatte auf der Raumachse aufschimmerte. Eine Herausforderung auch und gerade für die Parteien: Wie jene Stimmen und Interessen institutionell zu Gehör bringen, die zwar von unseren Entscheidungen betroffen sein werden, aber keinen institutionellen Zugang zum demokratischen Entscheidungsverfahren besitzen? Das spezifische Repräsentationsproblem auf der Zeitachse besteht darin, dass es die zu Repräsentierenden noch gar nicht gibt: nicht als Menschen mit konkreten Bedürfnissen und Lebensentwürfen, aber auch nicht als Menschen mit Weltan schauungen und Überzeugungen. Interessen ohne artikulations- und auseinandersetzungsfähige Betroffene können ohne Zweifel Gefahr laufen, im demokratischen Konzert unterzugehen. Die Schlussfolgerung allerdings, dass damit der Grund wegfalle, weshalb wir Demokratie und ihre Institutionen als grundlegend für unser gesellschaftliches Zusammenlebens erachten, wäre ganz und gar falsch. Politische Entscheidungen mit einer Reichweite in die Zukunft sind vielmehr fundamental auf die Empathie einer lebendigen demokratischen Auseinandersetzung angewiesen. Die Interpretation von Zukunftsverantwortung ist ein entscheidendes Feld der demokratischen Auseinandersetzung zwischen Parteien. Wir würden den abseh baren Interessen der jungen und zukünftigen Generationen einen Bärendienst erweisen, wenn wir die sie betreffenden Fragen an Sachverständigenräte wegdele gieren oder an Gerichte überweisen würden, anstatt sie zum Gegenstand der demokratischen Auseinandersetzung unter Parteien zu machen.
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III. Orientierung: Wege der Erneuerung 1. Demokratische Inklusion wagen Soziale Exklusion findet ihre Entsprechung häufig im Ausschluss und auch Selbstausschluss der Betroffenen von politischen Prozessen. Unter den Parteien findet dieses Demokratiedefizit bislang wenig Berücksichtigung, da im Wettbewerb untereinander die aktive Wählerschaft für entscheidend erachtet wird. Diese Auffassung steht jedoch der Aufgabe entgegen, Organe einer möglichst repräsentativen Willensbildung zu sein. Um diesem Anspruch wieder gerechter zu werden, genügt nicht allein eine andere »Ansprache«: Soziale Exklusion ist kein Kommunikationsproblem. Politische Teilhabe ist vielmehr gebunden an eine soziale Teilhabe. Die gesellschaftliche Inklusion durch Arbeit und Bildung ist dafür die wesentliche Voraussetzung. Sie ist eine Grundlage der Demokratie. Mitgliederschwund und Vertrauensverlust der Anhänger/innen sind keine Phäno mene, unter denen nur die Parteien zu leiden haben. Alle gesellschaftlichen Großformationen haben damit zu kämpfen. Doch nicht nur das Vertrauen der Bürgerschaft in die Politik und ihre Vorfeldorganisationen nimmt ab, sondern auch das Vertrauen zwischen den Bürgerinnen und Bürgern selbst. »Insofern ist der Mitgliederrückgang in erster Linie ein gesellschaftliches Phänomen und erst danach eine Folge von Parteiversagen« (Wolfgang Merkel, »Die Herausforderungen der Demokratie zu Beginn des 21. Jahrhunderts« in: Barbara Prammer/Barbara Rosenberg/Karl A. Duffek (Hrsg.): Die Qualität der Demokratie. Kriterien, Befunde, Herausforderungen. Edition Renner-Institut, Bd. 1, Wien: Erhard Löcker: 19–29.) Dieses Schwinden der gesellschaftlichen Bindekräfte steht in engem Zusammenhang mit dem Verlust öffentlicher Räume und Infrastrukturen, an denen alle teilhaben. Inklusion ist nicht nur ein soziales, sie ist auch ein demokratisches Gebot. Und eine demokratische Öffnung unabhängig von persönlichen und kollektiven Eigenarten ist etwas anderes als die Festschreibung identitärer Vielfalt. Die zurückliegende Entwicklung ist durchaus ambivalent: Der Wandel der Geschlechterverhältnisse hat in den vergangenen Jahrzehnten zu einem Mehr an gesellschaftlicher und politischer Beteiligung der Frauen geführt; auch die Anerkennung und Integration von Homo sexuellen hat erhebliche Fortschritte zu verzeichnen. Gleichzeitig haben die soziale und auch die ethnische Inklusion noch einen weiten Weg vor sich. Die Einkommensund Vermögensunterschiede haben zugenommen und, was noch gravierender ist, es hat sich eine gesellschaftliche Randzone etabliert, die dauerhaft von der inkludie-
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renden Wirkung des Arbeitsmarktes und der öffentlichen Institutionen ausgeschlossen ist. Unter diesen prekären Lebenslagen stellen Immigrierende und deren Nachkommen einen überproportional hohen Anteil. Dieser Status verfestigt sich in dem Maße, wie er mit religiösen und kulturellen (Selbst-)Zuschreibungen aufgeladen wird. Die wesentlichen Grundlagen einer gelingenden Inklusion werden deshalb durch Bildung und Arbeit gelegt. Werden sie nicht im verstärkten Maße genutzt, droht eine Zwei-Drittel-Gesellschaft, die von Zwei-Drittel-Parteien repräsentiert wird. Parteien müssen sich deshalb zukünftig in wesentlich höherem Maße als Protagonistinnen der sozialen wie der politischen Integration begreifen. Dazu reicht es nicht, den sozialen Status der Ausgeschlossenen materiell besser abzusichern; vielmehr kommt es darauf an, echte Teilhabe in einer inklusiven (Arbeits-)Gesellschaft zu ermöglichen und damit einhergehend die Institutionen der Demokratie weiter zu öffnen. Dies kann nicht allein ein Anliegen derer sein, die in jenen eine politische Klientel erkennen: Es liegt im Eigeninteresse einer funktionierenden Parteiendemokratie.



2. Verständliche Alternativen formulieren – Diskursräume schaffen Parteien haben eine gesellschaftliche Orientierungsfunktion, die Willensbildung ist ihr Verfassungsauftrag. Willensbildung bedeutet die Formulierung von gesellschaftlichen Orientierungsangeboten, öffentliche Auseinandersetzung, das öffent liche Abwägen von Vor- und Nachteilen einer politischen Entscheidung, das Ringen um das bessere Argument. Doch der »zwanglose Zwang des besseren Arguments« (Habermas) scheitert oftmals an einer erzwungenen inneren Geschlossenheit der Parteien. Kontroverse Diskurse zu führen, wird ihnen in der medialen Öffentlichkeit als Ausweis der Orientierungslosigkeit angekreidet und mit Handlungsund Führungsschwäche gleichgesetzt. Dies führt jedoch wiederum zu einer inneren Diffusivität, die eine nachhaltige programmatische Auseinandersetzung zwischen den Parteien erschwert und sich stark auf kurzlebige symbolische Differenzen verlegt. Das Resultat ist ein schablonenhafter Jargon, der die eigene Identität vermitteln will, aber wenig zu sagen hat, und so auch in keine nachhaltige gesellschaftliche Auseinandersetzung kommt. Auch dieser innere Diskurs braucht ein Bewusstsein für Verfahren und Aufarbeitung – für Nachvollziehbarkeit, Fokussierung, Repräsenta tivität und Inklusivität. Vor diesem Hintergrund nehmen die Parteien ihren Verfassungsauftrag nicht ernst genug. Es gehört zu den Kernaufgaben der Parteien, die Räume des Politischen zu öffnen, indem sie entscheidbare Alternativen benennen. Erst der Diskurs um
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politische Grundorientierungen und -konzepte eröffnet sinnvoll verstanden den Raum demokratischer Politik. Es zählt zum Kern des Demokratiegedankens, dass der Widerstreit der Orientierungen und Argumente die Qualität der Ergebnisse und Entscheidungen mitbestimmt, also im Falle der Parteien die Qualität der Gesetzgebung. Und es spricht innerparteilich viel für die Annahme, dass über eine diskursive Ordnung und Kultur eine gemeinsame Aneignung von Positionen stattfinden kann, die das Vertreten einer klaren Position nach außen überhaupt erst ermöglicht. Das verbietet eine Politik der Alternativlosigkeit ebenso wie eine Expertenpolitik, deren Spiegelstriche jenseits des Kreises der fachlich Eingeweihten für niemanden mehr nachvollziehbar ist. Der Entwicklung von Alternativen steht aber auch die Feier des Antagonismus im Weg, in der sich nur die lähmende Sehnsucht nach einem ganz anderen Ort des Politischen manifestiert – anstatt konkreter Einmischung im Hier und Jetzt. Die Gestaltung von Räumen nachhaltiger Diskurse und Debatten ist eine harte parteipolitische Aufgabe. Sie erfordert ein starkes Bewusstsein und starke Kompetenzen. Dies gilt sowohl für den meinungsbildenden Diskurs nach innen, wie auch für die öffentliche Intervention mit gemeinsamen Positionen nach außen. Zur diskursstrategischen Kompetenz von Parteien gleich zehn Punkte: • Sie erfordert erstens die Sichtbarmachung von gebündelten Orientierungs alternativen, durch die überhaupt erst ein Raum politischer Möglichkeiten entsteht. Das erfordert auch eine Offenlegung der konkurrierenden Argumente und Abwägungen. • Sie erfordert zweitens eine Aufarbeitung der unterschiedlichen Positionen und Argumente, die verständlich ist. • Sie erfordert drittens eine fokussierte Debattenstruktur, in der ausreichend Raum für Auseinandersetzung entsteht, aber gleichzeitig, statt einer Kakophonie beliebiger Einzelstimmen, genug Raum ist, um unterschiedliche Grundpositionen ausreichend darzulegen. • Sie erfordert viertens die Entwicklung von gemeinsamen – analogen und digitalen – Plattformen, in der die divergierenden Positionen aufeinandertreffen, sodass produktive Reibung entstehen kann, anstatt sie in geschlossenen Parallelnetzwerken zu separieren. • Sie erfordert fünftens die Förderung von innerparteilichen Gruppen und Netz werken unterschiedlicher programmatischer Grundorientierung, die im Vorfeld einer übergreifenden Debatte in der Lage sind, Orientierungsvorschläge und Konzepte zu entwickeln. 15



Die Aktualität der Parteien



• Sie erfordert sechstens eine angemessene Repräsentation dieser Akteure im Diskurs. • Sie erfordert siebentens eine Inszenierung von Debatten, die in einem republi kanischen Sinn einlädt und Lust macht. • Sie erfordert achtens eine Kultur und unterstützende Strukturen, in denen eine lernende Transformation eigener Positionen im diskursiven Prozess kein Nachteil ist, sondern eine Stärke. • Sie erfordert neuntens eine Kultur und unterstützende Strukturen, in denen nach Abstimmungsniederlagen nicht automatisch eine Angst um die eigene politische Existenzgrundlage vorherrschend ist. • Und sie erfordert zehntens und letztens ein Bewusstsein dafür, dass die Wirkung parteipolitischer Impulse in den gesellschaftlichen Raum eine Gemeinsamkeit, Klarheit und Zuortbarkeit voraussetzt, die es gerade durch den klärenden, am Ende immer auch kompromisshaften Diskurs nach innen herzustellen gilt. Zu den Voraussetzungen der diskursiven Interventionsfähigkeit nach außen zählt zudem eine seismografische Aufmerksamkeit für gesellschaftliche, mediale und intellek tuelle Kontroversen ganz jenseits der Parteienlandschaft. Zur Wahrnehmung von Orientierungsangeboten und Orientierungsdiskursen zählt auch, ob es den Parteien gelingt, der elementaren Erfordernis Rechnung zu tragen, dass Demokratie zwar kompliziert ist, aber nur gelingen kann, wenn ihre Sprache, Grundsätze und Mechanismen allgemein verständlich sind. Dieses Erfordernis zielt sowohl auf die Inhalte der Politik als auch auf deren Verfahren. Eine Reduzierung von Komplexität muss nicht zwangsläufig in populistische Vereinfachung münden. Im Gegenteil: Sie kann für eine Klarheit der Vorschläge und der politischen Auseinandersetzung sorgen. Früher organisierten Parteien diese Klarheit in dem von ihnen jeweils repräsentierten Lager. Mittlerweile ist selbst die Binnenverständigung in Parteien von Fachjargon einerseits und taktischer Nebelhaftigkeit andererseits geprägt. Entscheidungsverfahren müssen nachvollziehbar und daran beteiligte Akteure benennbar sein, vereinbarte Rechts- und Vertragsgrundsätze eingehalten werden. Nicht zuletzt sind vor allem die demokratischen Verfahren wie Wahlen, parlamentarische Willensbildung und Entscheidung darauf angewiesen, von den Bürgerinnen und Bürgern verstanden zu werden.
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3. Mehr Demokratie wagen und erkennen, wo aus mehr Unmittelbarkeit weniger Demokratie wird Mit einer Verstärkung der Repräsentations-, Orientierungs- und Diskursdefizite der demokratischen Institutionen, insbesondere der Parlamente und Parteien, ging in den letzten Jahren die laute Stimme der »neuen Bürgerbewegungen« einher, die sehr stark auf unmittelbare Bürgerbeteiligung und direktdemokratische Einflussnahme zielte. Dabei fand entlang konkreter Interessenkonflikte in Teilen eine starke Entgegensetzung direkter Beteiligung und repräsentativer Demokratie statt. Übersehen wurde dabei allerdings, dass der Wille zur unmittelbaren Beteiligung die Repräsentationsdefizite der Demokratie in der Tendenz noch weiter verstärkt, da deren Protagonisten noch mehr bestimmten sozialen Milieus zuzurechnen sind. Und auch wenn Engagement und gesellschaftliche Aufmerksamkeit erhöht wurden, so ging es doch zugleich stark um die Partikularinteressen unmittelbar Betroffener, und weniger um den Streit um das allgemein Richtige. Das Göttinger Institut für Demokratieforschung zeigt diesen Repräsentationsvorteil der unmittelbaren Geltung in einer umfangreichen Studie von 2013: Der neue Bürgerprotest ist in einem hohen Maße mit einem Zeitvorteil verbunden. Unter den Protestbürger/innen finden sich besonders viele Vorruheständler, Rentnerinnen und Pensionäre – Tendenz weiter rapide steigend. Hinzu kommen auffällig viele Hausmänner, Teilzeitangestellte, Freischaffende, Pastoren, Lehrkräfte sowie Schüler/ innen. Eigene Kinder zu haben und zu betreuen, gleicht der Studie zufolge dagegen einem Ausschlusskriterium für Engagement. Entsprechend ist die deutsche Protestlandschaft überwiegend männlich. Gleichzeitig ist es vor allem die gehobene Mittelschicht, die sich den Bürgerprotesten anschließt: Zentraltypus der neuen Proteste scheint dabei nicht mehr der »Sozialwissenschaftler« zu sein, sondern die »technische Intelligenz« (Ingenieure etc.). Das Protestanliegen formuliert sich vor diesem Hintergrund oftmals nicht mehr als »Meinung« in einer Kontroverse, sondern als Expertise, zu der es eigentlich nichts mehr zu diskutieren gibt. Deshalb heißt »Mehr Demokratie wagen« nicht einfach »Mehr Beteiligung«. Vielmehr geht es darum, die demokratischen Verfahren so zu gestalten, dass Beteiligung auch tatsächlich zu einer besseren und gerechteren Repräsentation führt. Diese Frage nach der Verzahnung von Repräsentation und Beteiligung, nicht ihrer Entgegensetzung, ist in jüngster Zeit, Gott sei Dank, wieder stärker in den Vordergrund getreten. Mit Planungszellen und anderen repräsentativen Beteiligungs
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formaten wurden interessante Erfahrungen gesammelt. Auch die Parteien haben hier einen methodischen Nachholbedarf. Für sie wird es belebend sein, wenn sie sich als offen und partizipativ erweisen – ohne repräsentative Interessensaggregation mit partikularer Interessensartikulation zu verwechseln. Die Funktionsfähigkeit von Parteien als Institutionen der politisch-weltanschaulichen Repräsentation erfordert die Öffnung der Zugänge für die Beteiligung der Bürger innen und Bürger, unabhängig von der sozialen Lage. Dafür bedarf es nicht nur einer anderen Mitmach- und Willkommenskultur. Es bedarf der Entwicklung von Beteiligungsstrukturen, die radikal veränderten Arbeits- und Lebenswelten Rechnung tragen. Diese reichen von einer temporären, projektbezogenen Einbindung von NichtMitgliedern über eine interessenspezifische Differenzierung der lokalen und thematischen Beteiligungsangebote bis hin zu einer Befähigungs- und Bildungsstruktur, welche die parteipolitische Aktivität mit einem persönlichen Nutzen darüber hinaus verbindet. Eine Debatte über die Reform der Repräsentationsmechanismen unserer Demo kratie hin zu einer besseren, gerechteren Vertretung ist noch nicht einmal eröffnet. Und es mag sein, dass dies den Vertreter/innen des institutionellen Status quo auch ganz Recht ist, so sehr sie unter den neuen Beteiligungsbegehren mitunter leiden. nach dem Muster: »Besser, die politische Energie bündelt sich auf diesem Schauplatz, als dass sie sich auf eine Reform der eigenen repräsentativen Institu tionen bezieht.« Dieses mangelhafte Nachdenken über eine Verbesserung der institutionellen Repräsentation wird umso problematischer, je weiter wir den Radius der Betroffenen ziehen: Wenn wir in Europa und darüber hinaus demokratische Verfahren anstreben, die eine Vielzahl von Betroffenen gleichermaßen berücksichtigen, ist dies erst Recht in erster Linie ein Kampf um gerechte Repräsentation. Die Erfahrung zeigt schon in kleineren Einheiten: Unter Bedingungen begrenzter Zeit ist ein nicht handhabbares Maß an Unmittelbarkeit der beste Nährboden für Verbandsdespoten und politische Autokratinnen im informellen Raum.
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4. Politische Willensbildung braucht politische Führung Politische Führung kann sich mit Blick auf die Willensbildungsfunktion – Orientierungsfähigkeit, Diskursfähigkeit und Repräsentationsfähigkeit – nicht weiter auf das Abmoderieren potenzieller Meinungsunterschiede begrenzen. Sie muss sich vielmehr dort als »Diskursöffner« begreifen, wo grundlegende gesellschaftliche Weichenstellungen anstehen. Dies ist nicht nur ein Gebot im Sinne der diskursiven Rationa lität von Ergebnissen und Entscheidungen, es ist auch ein Gebot der Entfachung neuer demokratischer Beteiligung und Leidenschaft über das Verfahren politischer Auseinandersetzung. Führungsfähigkeit lässt sich fördern und schulen. Angesichts abnehmender Personalressourcen sollten Parteien auf diese Aufgabe ein stärkeres Gewicht legen. Statt »Preaching to the Convertet« beinhaltet politische Führung auch immer das Risiko der Niederlage. Und es wäre ein großer Fortschritt, nicht nur der politischen Kultur, sondern auch der Strukturen von Parteien, wenn eine politische Niederlage nicht automatisch mit der Angst vor dem institutionellen Herausfallen verbunden wäre. Parteien haben ihre etablierten Arenen der Willensbildung, doch vor allem Parteitage gehorchen einem standardisierten Regime, das zwar deutlich macht, welcher Wille die Mehrheit findet, aber nicht mehr, wie er gebildet wurde. Um zu Foren der Willensbildung zu werden, müssen Parteien ihre interne Struktur ändern, sichtbare Debattenforen schaffen, sie für außerparteiliche Impulse öffnen und zugleich bereit sein, die internen Divergenzen als exemplarisch für die gesellschaftlichen Gegensätze auszutragen. Dazu braucht es gemeinsame Plattformen statt separierter Flügelnischen, welche die Auseinandersetzung über die Optionen künftiger Politikgestaltung und der entsprechenden Parteiprofilierung öffentlich führen.



5. Die Öffnung öffentlicher Institutionen Die Legitimationsverluste der Parteien in den vergangenen 25 Jahren gingen einher mit einer Ausweitung und inneren Differenzierung der Zivilgesellschaft. Zwischen diesen beiden Entwicklungen besteht kein monokausaler Zusammenhang, die Beziehung zwischen den beiden ist komplexer. War die Hochphase der Parteien von einem geradezu symbiotischen Verhältnis zu ihren jeweiligen »Vorfeld-Organisa tionen«, zu Kirchen und Gewerkschaften geprägt, so läuteten das Aufkommen der neuen sozialen Bewegungen und vor allem die Erfolge, welche die Bürgerbewegungen in den realsozialistischen Ländern gegen die herrschenden Staatsparteien errangen,
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einen grundlegenden Wandel ein. Die Zivilgesellschaft wurde in sich heterogener und ihr Verhältnis zu den Parteien distanzierter. Ihr Spektrum reicht von Gruppierungen, die sich als dezidiert politischer Gegenpol zu Parteien definieren, über solche, die weitgehend autonom ihr Eigenleben führen, bis hin zu Formationen, die eng mit Parteien zusammenarbeiten und verflochten sind. So wie Parteien auf eine starke Zivilgesellschaft angewiesen sind, braucht diese für ihre Anliegen immer wieder Parteien als Bündnis- und Kooperationspartner. Zivilgesellschaftliche Kräfte sind auch erstarkt, weil die Parteien ihrer Aufgabe unzureichend nachkommen, sich für interessierte Bürgerinnen und Bürger zu öffnen, zuzuhören und umgekehrt ihren Willen dialogisch mit zu bilden. Die Fähigkeit, gesellschaftliche Prozesse wahrzunehmen, haben die Parteien ein Stück weit eingebüßt; sie zurückzugewinnen, bedarf gesellschaftlicher Einmischung. So verkehrt es also wäre, wenn die Parteien zivilgesellschaftliche Akteure nur nach Maßgabe des Eigennutzes einbeziehen würden, so kurzsichtig wäre es aus zivil gesellschaftlicher Perspektive, sich in Entgegensetzung zu den demokratischen Institutionen zu begreifen. Fatal wäre diese Vorstellung, wenn die »Zivilgesellschaft« in Konkurrenz zu den Parteien als »eigentlicher« Ort der Demokratie definiert würde. Eine solche Sichtweise war vor allem in der bürgerrechtlichen Tradition der historischen Umbruchphase von 1989 angelegt und hatte seinerzeit mangels demokratischer Institutionen ihre Berechtigung. Doch mittlerweile haben sich in ganz Deutschland und den meisten Staaten Osteuropas demokratische Regierungsformen mit demokratischen Parteien etabliert; die Entgegensetzung von »Zivilgesellschaft« auf der einen und »staatlichen Institutionen« sollte hier durch den Gedanken der Offenheit »öffentlicher Institutionen« für gesellschaftliche Belange ersetzt werden.



6. Revitalisierung der Parlamente Ein entscheidendes Feld der kritischen Reflexion über den Zustand der Repräsenta tion liegt dort, wo sich die willensbildende Funktion der Parteien mit der Gesetz gebung verzahnt: bei den Parlamenten. Das berührt auch ihr Gewicht gegenüber einer sich zunehmend verselbstständigenden Exekutive wie auch gegenüber einer immer mehr Entscheidungen treffenden Judikative. Die Parlamente sind der demokratische Ort, an dem wichtige gesellschaftliche Fragen im Rahmen der Verfassung zu debattieren und zu entscheiden sind. Vor diesem Hintergrund ist die Tendenz des Abschiebens dieser Fragen an Expertenkommissionen
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oder die Ministerialbürokratie ebenso fragwürdig, wie eine Übertragung der Verantwortung an das Bundesverfassungsgericht. Die Legislative kann sich nur dann in die ihr zustehende Position bringen, wenn sie sich auf die grundlegenden Weichenstellungen konzentriert und hier engagierte und nachvollziehbare Auseinandersetzungen führt, anstatt jeden erdenklichen Einzelfall mit einer eigenen Bestimmung zu erfassen. Das Parlament sollte die Regierung zudem mit eigenen Haushaltszahlen kontrollieren können (»budget office«). Aufsichtsratsvertreter des Staates sollten durch das Parlament bestätigt werden. Gutachten müssen zügig veröffentlicht werden. Internationale Verhandlungen müssen vorab Thema im Parlament werden. Um die Parlamente zu stärken, muss schließlich die Arbeit von Lobbyisten kontrolliert und transparent gemacht werden. Lobbyismus, das Einbringen von Interessen, ist eine Voraussetzung der Demokratie. Man muss Interessen überhaupt erst kennen, um dann im zweiten Schritt die Frage ihres gerechten Ausgleichs beantworten zu können. Dazu müssen die Bürgerinnen und Bürger aber nachvollziehen können, welche Verbände und Unternehmen versucht haben, Einfluss auf ein Gesetz zu nehmen – ob auf nationaler oder europäischer Ebene. Notwendig ist zudem die Einführung von Karenzzeiten für den Wechsel von Minister/innen sowie Staatssekretär/innen in die Wirtschaft, wenn ein Interessenkonflikt zwischen alter und neuer Tätigkeit besteht.
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